
  
  

 

 
   

   

   
 

  

    

  
    

 
 

 
 

  
  

     
  

    

 
  

 

 

  
  

Deutscher Bundestag Drucksache 19/20075 
19. Wahlperiode 17.06.2020 

Antrag 
der Abgeordneten Karsten Hilse, Marc Bernhard, Andreas Bleck, Dr. Rainer 
Kraft, Dr. Heiko Wildberg und der Fraktion der AfD 

Wirtschaft entlasten – Treibhausgas-Emissionshandel gerade in der COVID-19-
Wirtschaftskrise abschaffen 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Es gibt keinen wissenschaftlichen Beweis für einen maßgeblichen Einfluss auf 
das Weltklima durch die vom Menschen verursachten CO2-Emissionen. 

2. Die wirtschaftlichen Schäden durch die von der Bundesregierung und den Lan-
desregierungen verhängten Maßnahmen zur Eindämmung der COVID-19-
Krankheitswelle sind real, Menschen verlieren ihre Arbeit und ihre berufliche 
Existenz. 

3. Die angeblichen Beeinträchtigungen durch einen vom Menschen verursachten 
Klimawandel beruhen auf unbelegten hypothetischen Annahmen. 

4. In jedem Fall ist jetzt der Gefahr durch Verarmung und wirtschaftlichen Verfall 
deutlich höhere Priorität einzuräumen als irgendeiner Klima-Fiktion. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

das Brennstoffemissionshandelsgesetz und Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz 
schnellstmöglich vollständig und ersatzlos zu streichen sowie die Umsetzung aller ent-
sprechenden EU-Verordnungen und Richtlinien sofort zu beenden. 

Berlin, den 16. Juni 2020 

Dr. Alice Weidel, Dr. Alexander Gauland und Fraktion 
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Begründung 

Das „Herunterfahren“ des öffentlichen Lebens und der Wirtschaft aufgrund der von der Bundesregierung und 
den Landesregierungen verhängten Maßnahmen zur Eindämmung der COVID-19-Krankheitswelle verursachen 
Schäden, die seit dem Zusammenbruch des „Real existierenden Sozialismus“ beispiellos sind. Die Menschen 
müssen nicht nur substantielle Freiheitsbeschränkungen erdulden, die allermeisten müssen mit deutlichen Ein-
kommenseinbußen zurechtkommen, nicht wenige sind verlieren ihre Arbeit und sind in ihrer beruflichen Existenz 
bedroht. Der Staatshaushalt und die Sozialkassen werden nach aktuellem Stand mit mehr als 100 Milliarden Euro 
zusätzlich belastet und die Wirtschaft erleidet derzeit Einbußen von 30 Milliarden bis 60 Milliarden Euro wö-
chentlich (Stand April 2020 1). Es ist daher dringend geboten, wirkungslose beziehungsweise überflüssige Aus-
gaben einzusparen – insbesondere der Staat ist hier in der Pflicht. 
Der Treibhausgas-Emissionshandel hat die deutsche Wirtschaft seit 2012 mehr als 7 Milliarden Euro gekostet 
( 2). Das Brennstoffemissionshandelsgesetz wird Unternehmen und Bürger bis 2023 mit knapp 20 Milliarden 
Euro belasten (3). Die Abschaffung des Treibhausgas-Emissionshandels und des Brennstoffemissionshandelsge-
setzes würde Bürger und Unternehmen entlasten, Kaufkraft freisetzen und den Unternehmen dringend benötigte 
finanzielle Spielräume geben. 
Ein nennenswerter Einfluss von CO2 auf das Klima der Erde ist weder erkennbar noch wissenschaftlich reprodu-
zierbar nachgewiesen. Dies gilt erst recht für das vom Menschen verursachte CO2, geschweige denn für angeb-
liche Beeinträchtigungen auf Mensch und Umwelt ( 4). Im Gegensatz dazu hat die Wolkenbildung Einfluss auf 
das Erdklima, dieser Einfluss kann bis 100 Mal stärker sein als jener des CO2 (5). Im Gegenteil – das Klima kann 
und muss nicht vor hohen CO2-Gehalten in der Atmosphäre geschützt werden, wie erdgeschichtliche Daten zei-
gen. 
Vielmehr ist es geboten, sich den klimatischen Bedingungen anzupassen – nicht der Klimaschutz, sondern der 
Schutz des Menschen vor möglichen negativen klimatischen Auswirkungen ist erforderlich. Daher sollten, sobald 
sich die wirtschaftlichen Bedingungen in Deutschland wieder normalisiert haben, Mittel im Bundeshaushalt be-
reitgestellt werden, die Deutschland für Notsituationen und Naturkatastrophen besser vorbereitet. Die aufzuwen-
denden Gelder wären geringer und der Nutzen, gerade in Ausnahmesituationen, sehr hoch, etwa für die aktuell 
im Fokus stehenden systemrelevanten Sektoren. 

1 www.ifo.de/DocDL/sd-2020-04-fuest-etal-volkswirtschaftliche-kosten-corona-2020-04-15.pdf 
2 www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/versteigerung/2018/2018_Jahresbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=4 
3 www.welt.de/politik/deutschland/article201209976/Klimapaket-So-viel-Geld-soll-die-CO2-Bepreisung-einbringen.html 
4 https://archive.ipcc.ch/ipccreports/tar/wg1/pdf/TAR-14.pdf 
5 www.frontiersin.org/articles/10.3389/feart.2019.00223/full 

www.frontiersin.org/articles/10.3389/feart.2019.00223/full
https://archive.ipcc.ch/ipccreports/tar/wg1/pdf/TAR-14.pdf
www.welt.de/politik/deutschland/article201209976/Klimapaket-So-viel-Geld-soll-die-CO2-Bepreisung-einbringen.html
www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/versteigerung/2018/2018_Jahresbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=4
www.ifo.de/DocDL/sd-2020-04-fuest-etal-volkswirtschaftliche-kosten-corona-2020-04-15.pdf
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